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(Viröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG, EURATOM) Nr. 2988/95 DES RATES
vom 18 . Dezember 1995

über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften

entsprechenden Sanktionen sind im Einklang mit dieser
Verordnung in sektorbezogenen Regelungen vorgesehen.

Die genannten Verhaltensweisen umfassen betrügerische
Praktiken im Sinne des Übereinkommens über den
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen
Gemeinschaften .

Die verwaltungsrechtlichen Sanktionen der Gemeinschaft
müssen einen angemessenen Schutz der genannten Inter­
essen gewährleisten. Es sind allgemeine Regeln für diese
Sanktionen aufzustellen .

Das Gemeinschaftsrecht sieht verwaltungsrechtliche
Sanktionen der Gemeinschaft im Rahmen der gemein­
samen Agrarpolitik vor. Derartige Sanktionen sind auch
in anderen Bereichen einzuführen .

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 203,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaft
wird aus eigenen Mitteln finanziert und von der Kommis­
sion im Rahmen der bewilligten Mittel nach den Grund­
sätzen einer wirtschaftlichen Haushaltsführung ausge­
führt. Bei der Erfüllung dieser Aufgabe arbeitet die
Kommission eng mit den Mitgliedstaaten zusammen.

Über die Hälfte der Gemeinschaftsausgaben werden den
Empfängern über die Mitgliedstaaten gezahlt.

Die Einzelheiten dieser dezentralen Verwaltung und der
Kontrollsysteme werden in ausführlichen Vorschriften
geregelt, die sich je nach Bereich der Gemeinschaftspo­
litik unterscheiden. Es ist jedoch wichtig, in allen
Bereichen Handlungen zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Gemeinschaften zu bekämpfen.

Um die Bekämpfung des Betrugs zum Nachteil der finan­
ziellen Interessen der Gemeinschaften wirksam zu
gestalten, muß ein allen Bereichen der Gemeinschaftspo­
litik gemeinsamer rechtlicher Rahmen festgelegt werden .

Die Verhaltensweisen, die Unregelmäßigkeiten darstellen ,
sowie die verwaltungsrechtlichen Maßnahmen und die

Die gemeinschaftlichen Maßnahmen und Sanktionen zur
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik
sind Bestandteil der Beihilferegelungen . Sie haben einen
eigenen Zweck, der die strafrechtliche Bewertung des
Verhaltens der betroffenen Wirtschaftsteilnehmer durch
die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unberührt
läßt . Ihre Effizienz ist durch die unmittelbare Wirksam­
keit der Gemeinschaftsnorm und die uneingeschränkte
Anwendbarkeit aller Gemeinschaftsmaßnahmen sicherzu­
stellen , sofern mit vorsorglichen Maßnahmen dieses Ziel
nicht erreicht werden konnte .

Gemäß dem allgemeinen Erfordernis der Billigkeit und
dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz sowie unter Berück­
sichtigung des Grundsatzes „ne bis in idem" sind unter
Wahrung des gemeinschaftlichen Besitzstands und unter
Beachtung der Vorschriften der zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung geltenden spezifischen
Gemeinschaftsregelungen geeignete Bestimmungen
vorzusehen , um eine Kumulierung finanzieller Sank­
tionen der Gemeinschaft und einzelstaatlicher strafrecht­
licher Sanktionen bei ein und derselben Person für
dieselbe Tat zu verhindern.

(') ABl. Nr. C 216 vom 6. 8 . 1994, S. 11 .
(2) ABl. Nr. C 89 vom 10 . 4 . 1995, S. 83, und Stellungnahme
vom 30. November 1995 (noch nicht im Amtsblatt veröffent­
licht).
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senen Schutz der finanziellen Interessen der Gemein­
schaften zu gewährleisten .

(2) Eine verwaltungsrechtliche Sanktion kann nur
verhängt werden, wenn sie in einem Rechtsakt der
Gemeinschaften vor dem Zeitpunkt der Unregelmäßig­
keit vorgesehen wurde . Bei späterer Änderung der in
einer Gemeinschaftsregelung enthaltenen Bestimmungen
über verwaltungsrechtliche Sanktionen gelten die weniger
strengen Bestimmungen rückwirkend .

(3) In den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts
werden Art und Tragweite der verwaltungsrechtlichen
Maßnahmen und Sanktionen in dem für die ordnungsge­
mäße Anwendung der betreffenden Regelung erforder­
lichen Maß und entsprechend der Art und Schwere der
Unregelmäßigkeit, dem gewährten oder erlangten Vorteil
und dem Grad des Verschuldens festgelegt.

(4) Vorbehaltlich des anwendbaren Gemeinschafts­
rechts unterliegen die Verfahren für die Anwendung der
gemeinschaftlichen Kontrollen, Maßnahmen und Sank­
tionen dem Recht der Mitgliedstaaten .

Für die Anwendung dieser Verordnung kann ein straf­
rechtliches Verfahren dann als abgeschlossen gelten,
wenn die zuständige einzelstaatliche Behörde und die
betreffende Person einen Vergleich geschlossen haben.

Diese Verordnung gilt unbeschadet der Anwendung des
Strafrechts der Mitgliedstaaten .

Nach dem Gemeinschaftsrecht sind die Kommission und
die Mitgliedstaaten verpflichtet, die zweckentsprechende
Verwendung der Haushaltsmittel der Gemeinschaften zu
überprüfen . Es sind gemeinsame Vorschriften zur Ergän­
zung der geltenden Regelungen vorzusehen.

In den Verträgen sind die erforderlichen spezifischen
Befugnisse für den Erlaß materiell-rechtlicher horizon­
taler Vorschriften über Kontrollen und über Maßnahmen
sowie Sanktionen zum Schutz der finanziellen Interessen
der Gemeinschaften nicht vorgesehen. Daher sind
Artikel 235 des EG-Vertrags und Artikel 203 des EAG­
Vertrags heranzuziehen.

Zusätzliche allgemeine Bestimmungen für die Kontrollen
und Überprüfungen vor Ort werden zu einem späteren
Zeitpunkt festgelegt —-

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

TITEL I

Grundsätze

Artikel 3

( 1 ) Die Verjährungsfrist für die Verfolgung beträgt vier
Jahre ab Begehung der Unregelmäßigkeit nach Artikel 1
Absatz 1 . Jedoch kann in den sektorbezogenen Rege­
lungen eine kürzere Frist vorgesehen werden, die nicht
weniger als drei Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten Unregelmäßigkeiten
beginnt die Verjährungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmäßigkeit beendet wird. Bei den mehrjährigen
Programmen läuft die Verjährungsfrist auf jeden Fall bis
zum endgültigen Abschluß des Programms.

Die Verfolgungsverjährung wird durch jede der betref­
fenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zuständigen Behörde unter­
brochen. Nach jeder eine Unterbrechnung bewirkenden
Handlung beginnt die Verjährungsfrist von neuem.

Die Verjährung tritt jedoch spätestens zu dem Zeitpunkt
ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjährungsfrist, abläuft, ohne daß die zuständige Behörde
eine Sanktion verhängt hat ; ausgenommen sind die Fälle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemäß Artikel 6
Absatz 1 ausgesetzt worden ist.

(2) Die Frist für die Vollstreckung der Entscheidung,
mit der eine verwaltungsrechtliche Sanktion verhängt
wird, beträgt drei Jahre. Diese Frist beginnt mit dem Tag,
an dem die Entscheidung rechtskräftig wird.

Die Fälle der Unterbrechung und der Aussetzung werden
durch die einschlägigen Bestimmungen des einzelstaat­
lichen Rechts geregelt.

(3) Die Mitgliedstaaten behalten die Möglichkeit, eine
längere Frist als die in Absatz 1 bzw. Absatz 2 vorgese­
hene Frist anzuwenden .

Artikel 1

( 1 ) Zum Schutz der finanziellen Interessen der Europä­
ischen Gemeinschaften wird eine Rahmenregelung für
einheitliche Kontrollen sowie für verwaltungsrechtliche
Maßnahmen und Sanktionen bei Unregelmäßigkeiten in
bezug auf das Gemeinschaftsrecht getroffen.

(2) Der Tatbestand der Unregelmäßigkeit ist bei jedem
Verstoß gegen eine Gemeinschaftsbestimmung als Folge
einer Handlung oder Unterlassung eines Wirtschaftsteil­
nehmers gegeben, die einen Schaden für den Gesamt­
haushaltsplan der Gemeinschaften oder die Haushalte, die
von den Gemeinschaften verwaltet werden, bewirkt hat
bzw. haben würde, sei es durch die Verminderung oder
den Ausfall von Eigenmitteleinnahmen, die direkt für
Rechnung der Gemeinschaften erhoben werden, sei es
durch eine ungerechtfertigte Ausgabe .

Artikel 2

(1 ) Kontrollen und verwaltungsrechtliche Maßnahmen
und Sanktionen werden eingeführt, soweit sie erforderlich
sind, um die ordnungsgemäße Anwendung des Gemein­
schaftsrechts sicherzustellen. Sie müssen wirksam, verhält­
nismäßig und abschreckend sein , um einen angemes­
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TITEL II

Verwaltungsrechtliche Maßnahmen und Sanktionen

Artikel 4

( 1 ) Jede Unregelmäßigkeit bewirkt in der Regel den
Entzug des rechtswidrig erlangten Vorteils
— durch Verpflichtung zur Zahlung des geschuldeten
oder Rückerstattung des rechtswidrig erhaltenen Geld­
betrags ;

— durch vollständigen oder teilweisen Verlust der Sicher­
heit, die für einen Antrag auf Gewährung eines
Vorteils oder bei Zahlung eines Vorschusses geleistet
wurde .

(2) Die Anwendung der Maßnahmen nach Absatz 1
beschränkt sich auf den Entzug des erlangten Vorteils,
zuzüglich — falls dies vorgesehen ist — der Zinsen, die
pauschal festgelegt werden können .

(3) Handlungen, die nachgewiesenermaßen die Erlan­
gung eines Vorteils, der den Zielsetzungen der einschlä­
gigen Gemeinschaftsvorschriften zuwiderläuft, zum Ziel
haben, indem künstlich die Voraussetzungen für die
Erlangung dieses Vorteils geschaffen werden, haben zur
Folge, daß der betreffende Vorteil nicht gewährt bzw.
entzogen wird.

(4) Die in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen
stellen keine Sanktionen dar.

Artikel 5

( 1 ) Unregelmäßigkeiten, die vorsätzlich begangen oder
durch Fahrlässigkeit verursacht werden, können zu
folgenden verwaltungsrechtlichen Sanktionen führen :
a) Zahlung einer Geldbuße ;
b) Zahlung eines Betrags, der den rechtswidrig erhaltenen
oder hinterzogenen Betrag, gegebenenfalls zuzüglich
der Zinsen, übersteigt ; dieser zusätzliche Betrag, der
nach einem in den Einzelregelungen festzulegenden
Prozentsatz zu bestimmen ist, darf die zur Abschrek­
kung unbedingt erforderliche Höhe nicht übersteigen ;

c) vollständiger oder teilweiser Entzug eines nach
Gemeinschaftsrecht gewährten Vorteils auch dann,
wenn der Wirtschaftsteilnehmer nur einen Teil dieses
Vorteils rechtswidrig erlangt hat ;

d) Ausschluß von einem Vorteil oder Entzug eines
Vorteils für einen Zeitraum, der nach dem Zeitraum
der Unregelmäßigkeit liegt ;

e) vorübergehender Entzug einer Genehmigung oder
einer Anerkennung, die für die Teilnahme an einem
gemeinschaftlichen Beihilfesystemen erforderlich ist ;

f) Verlust einer Sicherheit oder einer Garantie, die zur
Gewährleistung der Erfüllung der Bedingungen einer
Regelung geleistet wurde, oder Rückzahlung des
Betrags einer ungerechtfertigterweise freigegebenen
Sicherheit :

g) weitere ausschließlich wirtschaftliche Sanktionen
gleichwertiger Art und Tragweite, wie sie in der vom
Rat nach Maßgabe der sektorrelevanten Erfordernisse
erlassenen sektorbezogenen Regelungen vorgesehen
sind, unter Einhaltung der der Kommission vom Rat
übertragenen Durchführungsbefugnisse .

(2) Unbeschadet der Bestimmungen der zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehenden
sektorbezogenen Regelungen können bei sonstigen Unre­
gelmäßigkeiten nur die in Absatz 1 aufgeführten Sank­
tionen, die nicht einer strafrechtlichen Sanktion gleichge­
stellt werden können, verhängt werden , sofern derartige
Sanktionen für die korrekte Anwendung der Regelung
unerläßlich sind.

Artikel 6

( 1 ) Unbeschadet der verwaltungsrechtlichen Sank­
tionen der Gemeinschaft, die auf der Grundlage der zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung beste­
henden sektorbezogenen Regelungen beschlossen werden,
kann die Verhängung von finanziellen Sanktionen wie
Geldbußen durch Beschluß der zuständigen Behörde
ausgesetzt werden, wenn gegen die betreffende Person ein
Strafverfahren eingeleitet worden ist, das dieselbe Tat
betrifft. Die Aussetzung des Verwaltungsverfahrens hat
eine Unterbrechnung der Verjährungsfrist nach Artikel 3
zur Folge .

(2) Wird das Strafverfahren nicht fortgesetzt, so wird
das ausgesetzte Verwaltungsverfahren wieder aufge­
nommen.

(3) Kommt das strafrechtliche Verfahren zum
Abschluß, so wird das ausgesetzte Verwaltungsverfahren
wieder aufgenommen, sofern allgemeine Rechtsgrund­
sätze dem nicht entgegenstehen .

(4) Bei einer Wiederaufnahme des Verwaltungsverfah­
rens sorgt die Verwaltungsbehörde dafür, daß eine der in
der Gemeinschaftsregelung vorgesehenen Sanktion
mindestens gleichwertige Sanktion verhängt wird, wobei
alle Sanktionen berücksichtigt werden können, die die
Justizbehörde wegen derselben Tat gegenüber derselben
Person verhängt hat.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für finanzielle
Sanktionen, die Bestandteil von Unterstützungssystemen
sind und die unabhängig von etwaigen strafrechtlichen
Sanktionen angewandt werden können, wenn und soweit
sie diesen nicht gleichgestellt werden können.

Artikel 7

Verwaltungsrechtliche Maßnahmen oder Sanktionen der
Gemeinschaft können gegen die in Artikel 1 genannten
Wirtschaftsteilnehmer verhängt werden , d. h . gegen natür­
liche oder juristische Personen sowie sonstige nach dem
einzelstaatlichen Recht anerkannte Rechtssubjekte, die
eine Unregelmäßigkeit begangen haben . Sie können auch
gegenüber Personen verhängt werden , die an der Bege­
hung einer Unregelmäßigkeit mitgewirkt haben , die für
eine Unregelmäßigkeit zu haften haben oder die dafür zu
sorgen haben, daß sie nicht begangen wird .
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Gemeinschaftsorganen gemäß den Bestimmungen des
EG-Vertrags, insbesondere Artikel 188c, durchgeführten
Kontrollen veranlaßt die Kommission , daß unter ihrer
Verantwortung überprüft wird,

a) ob die Verwaltungsgepflogenheiten mit den Gemein­
schaftsbestimmungen übereinstimmen ;

b) inwieweit die erforderlichen Belege vorhanden sind
und mit den Einnahmen und Ausgaben der Gemein­
schaften im Sinne des Artikels 1 übereinstimmen ;

c) wie diese Finanztransaktionen gewährleistet und über­
prüft werden .

(2) Sie kann außerdem Kontrollen und Uberprüfungen
vor Ort nach Maßgabe der sektorbezogenen Regelungen
durchführen .

Vor der Durchführung dieser Kontrollen und Überprü­
fungen und im Einklang mit den geltenden Vorschriften
unterrichtet die Kommission den betreffenden Mitglied­
staat davon , um die erforderliche Unterstützung zu
erhalten .

TITEL III

Kontrollen

Artikel 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten ergreifen gemäß den innerstaat­
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften die erforder­
lichen Maßnahmen, um sich zu vergewissern , daß die
Transaktionen, die die finanziellen Interessen der
Gemeinschaften berühren, rechtmäßig sind und auch
effektiv durchgeführt werden.

(2) Die Kontrollmaßnahmen werden auf die beson­
deren Gegebenheiten eines jeden Sektors abgestimmt und
sind im Hinblick auf das angestrebte Ziel verhältnis­
mäßig. Sie tragen den Verwaltungsgepflogenheiten und
-strukturen der Mitgliedstaaten Rechnung und werden so
gestaltet, daß sich daraus keine übermäßigen Wirtschafts­
beschränkungen und Verwaltungskosten ergeben .
Form und Häufigkeit der von den Mitgliedstaaten durch­
zuführenden Kontrollen und Uberprüfungen vor Ort
sowie die Einzelheiten ihrer Durchführung werden,
soweit erforderlich, in den sektorbezogenen Regelungen
in der Weise festgelegt, daß sie eine einheitliche und
wirksame Anwendung der betreffenden Regelungen und
insbesondere die Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten
sowie deren Vorbeugung gewährleisten .

(3) Die sektorbezogenen Regelungen enthalten die
erforderlichen Bestimmungen, um durch die Angleichung
der Verfahren und der Kontrollmethoden eine gleichwer­
tige Kontrolle zu gewährleisten .

Artikel 9

( 1 ) Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten nach
Maßgabe der innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften durchgeführten Kontrollen und der von den

Artikel 10

Zusätzliche allgemeine Bestimmungen für die Kontrollen
und Uberprüfungen vor Ort werden nach den in
Artikel 235 des EG-Vertrags und in Artikel 203 des
EAG-Vertrags vorgesehenen Verfahren zu einem späteren
Zeitpunkt festgelegt.

Artikel 11

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 18 . Dezember 1995.

Im Namen aes Rates

Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES


